
 

elexxion AG 

Radolfzell 

– ISIN DE000A0KFKH0 – 

 

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung der elexxion AG 

 

 

Die Aktionäre unserer Gesellschaft werden hiermit zu der  

 

am Donnerstag, den 23. August 2012 um 15:00 Uhr (Einlass ab 14:00 Uhr) 

in den Geschäftsräumen der elexxion AG, 

Schützenstraße 84, 

78315 Radolfzell, 

 

stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung der elexxion AG eingeladen. 

 

 

T a g e s o r d n u n g 

 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der elexxion AG zum 31. Dezember 

2011, des Lageberichts für das Geschäftsjahr 2011 sowie des Berichts des Auf-

sichtsrats für das Geschäftsjahr 2011 

 

2. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Ge-

schäftsjahr 2011 

 

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Den im Geschäftsjahr 2011 amtierenden Mitgliedern des Vorstands Per Fredrik Liljenq-

vist und Olaf Schäfer wird für dieses Geschäftsjahr 2011 Entlastung erteilt. 

 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das 

Geschäftsjahr 2011 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Den im Geschäftsjahr 2011 amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats Dr. Oswald Gasser, 

Dr. Tobias Lenz und Philip Hjelmér wird für das Geschäftsjahr 2011 Entlastung erteilt. 

 

4. Bestellung des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2012 

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, folgenden Beschluss zu fassen: 
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Die Wirtschaftsrevision Süd GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mit Sitz in Villingen-

Schwenningen, Niederlassung Radolfzell, wird zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2012 

bestellt. 

 

5. Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2012 

sowie über die Änderung der Satzung 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen:  

 

a) Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2012 

 

Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 22. Au-

gust 2017 mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmalig um bis zu insgesamt 

EUR 2.360.000 gegen Bar- und/oder Sacheinlage durch Ausgabe von neuen, auf den Inhaber 

lautende Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2012). Dabei ist den Aktionären grund-

sätzlich ein Bezugsrecht zu gewähren. Das Bezugsrecht kann den Aktionären auch mittelbar 

gemäß § 186 Absatz 5 AktG gewährt werden. 

 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht 

der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen: 

 

(1) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlage, insbesondere zum Erwerb von Unterneh-

men, Unternehmensteilen und Beteiligungen an Unternehmen; 

 

(2) für Spitzenbeträge, die sich gegebenenfalls auf Grund des Bezugsverhältnisses erge-

ben; 

 

(3) wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlage erfolgt und der Ausgabepreis der neuen 

Aktien den Börsenpreis der bereits an der Börse gehandelten Aktien der Gesellschaft 

gleicher Gattung und Ausstattung nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Absatz 1 und 2, 

186 Absatz 3 Satz 4 AktG unterschreitet und der auf die unter Ausschluss des Bezugs-

rechts gemäß § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien entfallende anteilige 

Betrag des Grundkapitals insgesamt 10 von 100 des Grundkapitals nicht überschreitet, 

und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung 

dieser Ermächtigung; 

 

(4) soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Wandelschuldverschreibungen, die von 

der Gesellschaft ausgegeben wurden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang 

einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihres Wandlungsrechts nach Erfüllung der 

Wandlungspflicht zustünde.   

 

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelhei-

ten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital festzulegen. Der 

Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger oder teilweiser Durch-
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führung der Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital oder nach Ablauf der 

Ermächtigungsfrist entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Ka-

pital anzupassen.  

 

b)  Satzungsänderung 

 

Es wird hinter § 7b der Satzung ein neuer § 7c in die Satzung eingefügt, der wie folgt lautet: 

 

§ 7c Genehmigtes Kapital 2012 

 

(1) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des 

Aufsichtsrat in der Zeit bis zum 22. August 2017 einmalig oder mehrmalig um bis zu 

insgesamt EUR 2.360.000 gegen Bar- und/oder Sacheinlage durch Ausgabe von neu-

en, auf den Inhaber lautende Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2012). 

 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugs-

recht der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen: 

 

a) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlage, insbesondere zum Erwerb von Un-

ternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an Unternehmen; 

 

b) für Spitzenbeträge, die sich gegebenenfalls auf Grund des Bezugsverhältnisses 

ergeben; 

 

c) wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlage erfolgt und der Ausgabepreis der 

neuen Aktien den Börsenpreis der bereits an der Börse gehandelten Aktien der 

Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung nicht wesentlich im Sinne der 

§§ 203 Absatz 1 und 2, 186 Absatz 3 Satz 4 AktG unterschreitet und der auf die 

unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausge-

gebenen Aktien entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals insgesamt 10 

von 100 des Grundkapitals nicht überschreitet, und zwar weder im Zeitpunkt 

des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung; 

 

d) soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Wandelschuldverschreibungen, 

die von der Gesellschaft ausgegeben wurden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien 

in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihres Wandlungs-

rechts nach Erfüllung der Wandlungspflicht zustünde. 

 

(2) Der Vorstand wird ermächtigt, den weiteren Inhalt der Aktienrechte und der Bedingun-

gen der Aktienausgabe mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen. 

 

Bericht des Vorstands zu dem Bezugsrechtsausschluss gemäß Tagesordnungspunkt 5: 

 

Zu Punkt 5 der Tagesordnung zur Hauptversammlung vom 23. August 2012 schlagen Vorstand 
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und Aufsichtsrat vor, ein weiteres Genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital 2012) zu schaf-

fen. 

 

Der Vorstand erstattet gemäß § 203 Absatz 2 AktG in Verbindung mit § 186 Absatz 4 Satz 2 

AktG über die Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts diesen Bericht.  

 

Der Vorstand soll im Rahmen des Genehmigten Kapitals ermächtigt werden, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats das Bezugsrecht bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewährung 

von Aktien zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen 

an Unternehmen auszuschließen. 

 

Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts soll dem Zweck dienen, den Erwerb 

von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen gegen Gewährung 

von Aktien der Gesellschaft zu ermöglichen.  

 

Die elexxion AG steht im globalen Wettbewerb. Sie muss jederzeit in der Lage sein, an den in-

ternationalen Märkten im Interesse ihrer Aktionäre schnell und flexibel handeln zu können. Dazu 

gehört auch die Option, Unternehmen, Teile von Unternehmen oder Beteiligungen hieran zur 

Verbesserung der Wettbewerbsposition zu erwerben. Die im Interesse der Aktionäre und der 

Gesellschaft optimale Umsetzung dieser Option besteht im Einzelfall darin, den Erwerb eines 

Unternehmens, den Teil eines Unternehmens oder einer Beteiligung hieran über die Gewäh-

rung von Aktien der erwerbenden Gesellschaft durchzuführen.  

 

Die Praxis zeigt, dass die Inhaber attraktiver Akquisitionsobjekte als Gegenleistung für eine 

Veräußerung häufig die Verschaffung von stimmberechtigten Aktien der erwerbenden Gesell-

schaft verlangen. Um auch solche Unternehmen erwerben zu können, muss die elexxion AG 

die Möglichkeit haben, eigene Aktien als Gegenleistung zu gewähren.  

 

Die vorgeschlagene Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss soll der elexxion AG die not-

wendige Flexibilität geben, um sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen, Un-

ternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen schnell und flexibel ausnutzen zu kön-

nen.  

 

Es kommt bei einem Bezugsrechtsausschluss zwar zu einer Verringerung der relativen Beteili-

gungsquote und des relativen Stimmrechtsanteils der vorhandenen Aktionäre. Bei Einräumung 

eines Bezugsrechts wäre aber der Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder von Be-

teiligungen an Unternehmen gegen Gewährung von Aktien nicht möglich und die damit für die 

Gesellschaft und die Aktionäre verbundenen Vorteile wären nicht erreichbar.  

 

Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ist erforderlich, um ein technisch durch-

führbares Bezugsverhältnis darstellen zu können. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der 

Aktionäre ausgeschlossenen Aktien werden entweder durch Verkauf an der Börse oder in sons-

tiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der mögliche Verwässerungseffekt ist 

aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. Vorstand und Aufsichtsrat halten den 
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Ausschluss des Bezugsrechts aus diesen Gründen für sachlich gerechtfertigt und gegenüber 

den Aktionären für angemessen. 

 

Zudem soll das Bezugsrecht beim Genehmigten Kapital ausgeschlossen werden können, wenn 

die Volumenvorgaben und die übrigen Anforderungen für einen Bezugsrechtsausschluss nach 

§ 186 Absatz 3 Satz 4 AktG erfüllt sind. Ein etwaiger Abschlag vom aktuellen Börsenpreis wird 

voraussichtlich nicht über 3 %, jedenfalls aber maximal bei 5 % des Börsenpreises liegen. Diese 

Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses soll die Verwaltung in die Lage versetzen, kurzfristig 

günstige Börsensituationen auszunutzen und dabei durch die marktnahe Preisfestsetzung einen 

möglichst hohen Ausgabebetrag und damit eine größtmögliche Stärkung der Eigenmittel zu er-

reichen.  

 

Eine derartige Kapitalerhöhung führt wegen der schnelleren Handlungsmöglichkeit erfahrungs-

gemäß zu einem höheren Mittelzufluss als eine vergleichbare Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht 

der Aktionäre. Sie liegt somit im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und der Aktionä-

re.  

 

Es kommt zwar dadurch zu einer Verringerung der relativen Beteiligungsquote und des relativen 

Stimmrechtsanteils der vorhandenen Aktionäre. Aktionäre, die ihre relative Beteiligungsquote 

und ihren relativen Stimmrechtsanteil erhalten möchten, haben indessen die Möglichkeit, die 

hierfür erforderliche Aktienzahl über die Börse zu erwerben. 

 

Darüber hinaus soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden können, soweit es erforderlich ist, 

um den Inhabern oder Gläubigern von Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien 

zu geben, wenn die Bedingungen der jeweiligen Schuldverschreibungen das bestimmen. Sol-

che Schuldverschreibungen haben zur erleichterten Platzierung am Kapitalmarkt regelmäßig ei-

nen Verwässerungsschutz, der vorsieht, dass den Inhabern oder Gläubigern bei nachfolgenden 

Aktienemissionen ein Bezugsrecht auf neue Aktien eingeräumt werden kann, wie es Aktionären 

zusteht. Sie werden damit so gestellt, als seien sie bereits Aktionäre. Um die Schuldverschrei-

bungen mit einem solchen Verwässerungsschutz ausstatten zu können, muss das Bezugsrecht 

der Aktionäre auf diese Aktien ausgeschlossen werden. Das dient der leichteren Platzierung der 

Schuldverschreibungen und damit den Interessen der Aktionäre an einer optimalen Finanzie-

rungsstruktur der Gesellschaft. 

 

Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vorstand und Aufsichtsrat den Ausschluss des 

Bezugsrechts in den genannten Fällen aus den aufgezeigten Gründen auch unter Berücksichti-

gung des zulasten der Aktionäre eintretenden Verwässerungseffektes für sachlich gerechtfertigt 

und für angemessen. 

 

Der Vorstand wird im Übrigen in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob die Ausnutzung des Genehmig-

ten Kapitals und gegebenenfalls der Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre im Interesse 

der Gesellschaft und ihrer Aktionäre sind. 
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6. Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen und zum Aus-

schluss des Bezugsrechts nebst gleichzeitiger Schaffung eines bedingten Kapi-

tals sowie über die Änderung der Satzung 

 

Zur Nutzung aller gesetzlichen Möglichkeiten zur Herstellung einer optimalen Finanzierungs-

struktur der Gesellschaft wird eine Ermächtigung zur Begebung von Wandelschuldverschrei-

bungen sowie die Schaffung eines bedingten Kapitals vorgeschlagen.  

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen: 

 

a) Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen und zum Aus-

schluss des Bezugsrechts 

 

aa) Ermächtigungszeitraum, Nennbetrag, Laufzeit, Aktienzahl 

 

Der Vorstand wird ermächtigt, bis zum 22. August 2017 mit Zustimmung des Aufsichtsrats ein-

mal oder mehrmals Wandelschuldverschreibungen (auch „Schuldverschreibungen“) im Ge-

samtnennbetrag von bis zu EUR 5.000.000 mit einer Laufzeit von bis zu zehn Jahren zu bege-

ben und den Inhabern von Wandelschuldverschreibungen Wandlungsrechte für auf den Inhaber 

lautende Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals für bis zu 

insgesamt EUR 4.089.000 nach näherer Maßgabe der Wandelanleihebedingungen zu gewäh-

ren.  

 

bb) Bezugsrecht, Bezugsrechtsausschluss 

 

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen zu. Die 

Schuldverschreibungen können auch von einem Bankenkonsortium mit der Verpflichtung über-

nommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (unmittelbares Bezugsrecht). Der 

Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionä-

re auf die Schuldverschreibungen auszuschließen, 

 

(1)  sofern sie gegen Bar ausgegeben werden und der Ausgabepreis den nach anerkannten 

finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der Schuldver-

schreibungen nicht wesentlich unterschreitet. Dies gilt jedoch nur für Schuldverschrei-

bungen mit Rechten auf Aktien, auf die ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von ins-

gesamt nicht mehr als 10 % des Grundkapitals entfällt. Auf diesen Betrag ist der anteili-

ge Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die unter Bezugs-

rechtsausschluss in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung von § 186 Absatz 3 

Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert wurden; 

 

(2)  für Spitzenbeträge, die sich aufgrund eines Bezugsverhältnisses ergeben; 

 

(3)  soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Wandlungsrechten auf Aktien der Ge-

sellschaft ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung 
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der Rechte bzw. nach Erfüllung von Wandlungspflichten zustehen würde; oder 

 

(4)  soweit Schuldverschreibungen gegen Sachleistungen ausgegeben werden sollen und 

der Bezugsrechtsausschluss im Interesse der Gesellschaft liegt. 

 

cc) Wandlungsrecht/Wandlungspflicht  

 

Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die Inhaber das Recht, ihre 

Wandelschuldverschreibungen nach Maßgabe der Anleihebedingungen in Aktien der Gesell-

schaft umzutauschen. Der anteilige Betrag am Grundkapital der bei der Wandlung auszuge-

benden Aktien darf den Nennbetrag der Wandelschuldverschreibung nicht übersteigen, in kei-

nem Fall aber mehr als insgesamt EUR 4.089.000. Das Umtauschverhältnis ergibt sich aus der 

Division des Nominalbetrags einer Wandelschuldverschreibung durch den festgesetzten Wand-

lungspreis für eine Aktie der Gesellschaft. Das Umtauschverhältnis kann sich auch durch Divisi-

on des unter dem Nominalbetrag liegenden Ausgabebetrags einer Wandelschuldverschreibung 

durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie der Gesellschaft ergeben. Es kann auf 

ein Umtauschverhältnis mit voller Zahl abgerundet werden. Ferner kann eine in bar zu leistende 

Zuzahlung festgelegt werden. Im Übrigen kann vorgesehen werden, dass Spitzen zusammen-

gelegt oder in Geld ausgeglichen werden. 

 

Die Anleihebedingungen können auch eine Wandlungspflicht zum Ende der Laufzeit (oder zu 

einem früheren Zeitpunkt) begründen. In diesem Fall ist die Gesellschaft berechtigt, eine etwai-

ge Differenz zwischen dem Nennbetrag der Wandelschuldverschreibungen und einem in den 

Anleihebedingungen näher zu bestimmenden Börsenpreis der Aktien zum Zeitpunkt der Bege-

bung der Anleihe – wie unter dd) beschrieben – multipliziert mit dem Umtauschverhältnis ganz 

oder teilweise in bar auszugleichen. 

 

dd) Wandlungspreis, Verwässerungsschutz 

 

Der jeweils festzusetzende Wandlungspreis muss mindestens 80 % des Mittelwertes der 

XETRA-Schlusskurse der Aktien der Gesellschaft (oder einem vergleichbaren Nachfolgesys-

tem) an der Frankfurter Wertpapierbörse betragen, und zwar während der fünf Börsentage vor 

dem Tag der Beschlussfassung durch den Vorstand über die Begebung der Schuldverschrei-

bungen oder während der Tage, an denen Bezugsrechte an der Frankfurter Wertpapierbörse 

gehandelt werden, mit Ausnahme der letzten beiden Börsentage des Bezugsrechtshandels. 

 

Der Wandlungspreis wird unbeschadet des § 9 Absatz 1 AktG aufgrund einer Verwässerungs-

schutzklausel nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen dann ermäßigt, wenn die Ge-

sellschaft während der Wandlungsfrist unter Einräumung eines Bezugsrechts für ihre Aktionäre 

das Grundkapital erhöht oder weitere Schuldverschreibungen begibt oder garantiert und den 

Inhabern schon bestehender Wandlungsrechte kein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt 

wird, wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungsrechts zustehen würde. Die Anleihebedin-

gungen können auch für andere Maßnahmen der Gesellschaft, die zu einer Verwässerung des 
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Wertes der Wandlungsrechte führen können, eine wertwahrende Anpassung des Wandlungs-

preises vorsehen. 

 

ee) Weitere Gestaltungsmöglichkeiten 

 

Der Vorstand wird ermächtigt, unter Beachtung der vorstehenden Vorgaben die weiteren Ein-

zelheiten der Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibungen, insbesondere Zinssatz, 

Ausgabekurs, Laufzeit und Stückelung, Vereinbarung eines Nachrangs gegenüber sonstigen 

Verbindlichkeiten, Bezugs bzw. Umtauschverhältnis (z. B. ein in Abhängigkeit von der Entwick-

lung des Aktienkurses während der Laufzeit variables Umtauschverhältnis oder ein Umtausch-

verhältnis, dem ein unter dem Nennbetrag liegender Ausgabebetrag der Wandelschuldver-

schreibung zugrunde liegt), Festlegung einer baren Zuzahlung, Ausgleich oder Zusammenle-

gung von Spitzen, Barzahlung statt Lieferung von Aktien, Wandlungspreis und den Wandlungs-

zeitraum festzulegen. 

 

b) Bedingte Kapitalerhöhung 

 

Das Grundkapital wird um bis zu EUR 4.089.000, eingeteilt in bis zu 4.089.000 auf den Inhaber 

lautende Stückaktien ohne Nennwert, bedingt erhöht. Die bedingte Kapitalerhöhung dient der 

Gewährung von Aktien an die Inhaber oder Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen, die 

gemäß der vorstehenden Ermächtigung von der Gesellschaft begeben werden, soweit die Aus-

gabe gegen bar erfolgt ist und die Wandlungsrechte nicht aus dem Bestand eigener Aktien oder 

aus genehmigten Kapital bedient werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach 

Maßgabe der vorstehenden Ermächtigung jeweils festzulegenden Wandlungspreis. Die beding-

te Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, wie von Wandlungsrechten aus den Schuld-

verschreibungen Gebrauch gemacht wird bzw. Wandlungspflichten aus solchen Schuldver-

schreibungen erfüllt werden und die Wandlungsrechte nicht aus dem Bestand eigener Aktien 

oder aus genehmigten Kapital bedient werden. 

 

Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapi-

talerhöhung festzusetzen. 

 

c) Satzungsänderung   

 

Der bisherige § 7a der Satzung wird aufgehoben und durch einen neuen § 7a wie folgt ersetzt: 

 

§ 7a  Bedingtes Kapital 

 

Das Grundkapital ist um bis zu EUR 4.089.000, eingeteilt in bis zu 4.089.000 auf den Inhaber 

lautende Stückaktien ohne Nennwert, bedingt erhöht. Die bedingte Kapitalerhöhung dient der 

Gewährung von Aktien an die Inhaber oder Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen, die 

gemäß der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 23. August 2012 bis zum 22. Au-

gust 2017 von der Gesellschaft begeben werden, soweit die Ausgabe gegen bar erfolgt ist und 

die Options- oder Wandlungsrechte nicht aus dem Bestand eigener Aktien oder aus genehmig-
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ten Kapital bedient werden. Sie wird nur insoweit durchgeführt, als von Wandlungsrechten aus 

den vorgenannten Schuldverschreibungen Gebrauch gemacht wird bzw. Wandlungspflichten 

aus solchen Schuldverschreibungen erfüllt werden und die Wandlungsrechte nicht aus dem Be-

stand eigener Aktien oder aus genehmigten Kapital bedient werden. Die Aktien nehmen von 

Beginn des Geschäftsjahres, in dem sie durch Ausübung des Options- bzw. Umtauschrechtes 

entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchfüh-

rung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 

 

Bericht des Vorstands zu dem Bezugsrechtsausschluss gemäß Tagesordnungspunkt 6: 

 

Eine angemessene Kapitalausstattung ist eine wesentliche Grundlage für die Entwicklung des 

Unternehmens. Ein Instrument der Finanzierung sind dabei Wandelschuldverschreibungen, 

durch die dem Unternehmen zunächst zinsgünstiges Fremdkapital zufließt. Die erzielten Wand-

lungsprämien kommen der Gesellschaft zugute. Um der Gesellschaft die nötige Flexibilität bei 

der Kapitalbeschaffung unter anderem für Investitionen zu geben, schlagen wir diese Ermächti-

gung vor. 

 

Es sollen Schuldverschreibungen mit einem Nennbetrag von insgesamt bis zu EUR 5.000.000 

begeben werden können. Zu deren Bedienung sollen Aktien mit einem anteiligen Betrag am 

Grundkapital von insgesamt bis zu EUR 4.089.000 zur Verfügung stehen, sofern die Wandel-

rechte nicht aus dem Bestand eigener Aktien oder aus dem genehmigten Kapital bedient wer-

den. 

 

Die Aktionäre sollen auf die Schuldverschreibungen grundsätzlich ein Bezugsrecht haben. Da-

mit erhalten sie die Möglichkeit, ihr Kapital bei der Gesellschaft anzulegen und gleichzeitig ihre 

Beteiligungsquote zu erhalten. Der Vorstand soll allerdings in entsprechender Anwendung von 

§ 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ermächtigt sein, dieses Bezugsrecht mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats auszuschließen, wenn der Ausgabepreis der Wandelanleihen ihren Marktwert nicht 

wesentlich unterschreitet. Dieser Bezugsrechtsausschluss ist notwendig, wenn eine Schuldver-

schreibung schnell platziert werden soll, um ein günstiges Marktumfeld zu nutzen. Die Interes-

sen der Aktionäre werden dadurch gewahrt, dass die Schuldverschreibungen nicht wesentlich 

unter dem Marktwert ausgegeben werden, wodurch der Wert eines Bezugsrechts praktisch ge-

gen Null geht. Diese Möglichkeit ist auf Schuldverschreibungen mit Rechten auf Aktien mit ei-

nem Anteil von höchstens 10% des Grundkapitals beschränkt. Darauf anzurechnen sind Aktien, 

die unter Bezugsrechtsausschluss in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung des § 186 

Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert wurden. Diese Anrechnung geschieht im In-

teresse der Aktionäre an einer möglichst geringen Verwässerung ihrer Beteiligung. 

 

Außerdem soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden, um Spitzenbeträge zu verwerten oder 

ein Bezugsrecht von Inhabern vorhergehender Schuldverschreibungen zu erfüllen. Der Aus-

schluss des Bezugsrechts bei Spitzenbeträgen ist sinnvoll und üblich, weil die Kosten eines Be-

zugsrechtshandels bei Spitzenbeträgen in keinem vernünftigen Verhältnis zum Gewinn für die 

Aktionäre stehen. Es ist auch marktüblich, Anleihegläubigern ein Bezugsrecht auf Folgeanlei-
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hen zu geben, damit Wandelanleihen besser platzierbar sind. Zu beiden Zwecken muss das 

Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen werden. 

 

Darüber hinaus soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden können, um Schuldverschreibun-

gen gegen Sachleistungen zu begeben. Dies soll nur geschehen, wenn der Wert der Sachleis-

tung dem Ausgabepreis der Schuldverschreibung entspricht und den nach anerkannten finanz-

mathematischen Methoden errechneten Marktwert der Schuldverschreibungen nicht wesentlich 

unterschreitet. Diese Ausgabe gegen Sachleistung soll der Gesellschaft insbesondere die Mög-

lichkeit geben, auch Schuldverschreibungen im Zusammenhang mit dem Erwerb von Unter-

nehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen daran oder dem Erwerb von Wirtschaftsgütern 

bei solchen Vorhaben einzusetzen. Die Gesellschaft will weiterhin die Möglichkeit haben, durch 

solche Akquisitionen ihre Wettbewerbsfähigkeit zu stärken und ihre Ertragskraft zu steigern. Die 

Gegenleistung dabei können oder sollen oft nicht in Geld erbracht werden. Häufig besteht auch 

der Verkäufer darauf, eine Gegenleistung in anderer Form zu erhalten. Dabei kann eine attrakti-

ve Alternative darin liegen, anstelle oder neben Gewährung von Aktien oder von Barleistungen 

Schuldverschreibungen mit einem Wandlungsrecht anzubieten. Diese Möglichkeit schafft zu-

sätzlich Flexibilität und erhöht die Wettbewerbschancen der Gesellschaft bei Akquisitionen. Der 

Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob der Erwerb und die Hingabe von Schuld-

verschreibungen gegen Sachleistung im Interesse der Gesellschaft liegt. Er wird das Bezugs-

recht der Aktionäre nur dann ausschließen, wenn dies der Fall ist. 

 

Das Wandlungsrecht aus solchen Schuldverschreibungen, die gegen Sachleistung ausgegeben 

wurden, kann nicht aus dem bedingten Kapital bedient werden. Hierzu bedarf es des Rückgriffs 

auf eigene Aktien oder einer Sachkapitalerhöhung. Dafür steht das Genehmigte Kapitals zur 

Verfügung. 

 

7. Sonstige Änderungen der Satzung 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor die Satzung wie folgt zu ändern: 

 

a) Neufassung § 9 Absatz 1 der Satzung (Zusammensetzung des Vorstands und 

Amtszeit) 

 

Der Vorstand kann aus einer oder mehreren Personen bestehen. Abweichend von § 76 

Absatz 2 Satz 2 AktG kann der Vorstand auch bei einem Grundkapital von mehr als 

EUR 3 Mio. aus einer Person bestehen. Die Bestellung von stellvertretenden Mitglie-

dern des Vorstandes ist zulässig. 

 

Im Übrigen bleibt § 9 unverändert.  

 

b) Neufassung § 25 Absatz 1 der Satzung (Vorsitz in der Hauptversammlung) 

 

Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder ein 

anderes durch den Aufsichtsrat bestimmtes Mitglied des Aufsichtsrates. Der Aufsichts-
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rat kann auch beschließen, dass ein Dritter der Vorsitz in der Hauptversammlung führt. 

 

Im Übrigen bleibt § 25 unverändert.  

 

8. Wahlen zum Aufsichtsrat 

 

Der Aufsichtsrat setzt sich gemäß den §§ 95, 96 Absatz 2, 101 Absatz 1 AktG und § 12 Ab-

satz 1 der Satzung der Gesellschaft aus drei Mitgliedern als Vertretern der Aktionäre zusam-

men.  

 

Die Amtszeit der gewählten Mitglieder des Aufsichtsrates Dr. Oswald Gasser, Philip Hjelmér 

und Dr. Tobias Lenz endet mit Ablauf der ordentlichen Hauptversammlung, die über die Entlas-

tung für das Geschäftsjahr 2011 beschließt. Damit endet mit Ablauf der ordentlichen Hauptver-

sammlung 2012 die Amtszeit der bislang gewählten Mitglieder des Aufsichtsrats. 

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die nachfolgend genannten Personen zu Mitgliedern des Aufsichts-

rats zu wählen: 

 

a) Dr. Oswald Gasser, Chemiker und Unternehmensberater, 82229 Seefeld; 

b) Philip Hjelmér, Vermögensverwalter, 8006 Zürich, Schweiz; 

c) Peter Greither, Kaufmann, 9533 Kirchberg, Schweiz 

 

Dr. Oswald Gasser, Philip Hjelmér und Peter Greither werden jeweils für eine Amtszeit bis zur 

Beendigung der Hauptversammlung gewählt, die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 

2013 beschließt.  

 

 

9. Anzeige des Vorstands der Gesellschaft gemäß § 92 Absatz 1 AktG zum Verlust 

des hälftigen Grundkapitals 

 

Der Vorstand zeigt hiermit den Aktionären der Gesellschaft an, dass ein Verlust von mehr als 

der Hälfte des Grundkapitals besteht und das Vermögen der Gesellschaft nach Abzug der Ver-

bindlichkeiten nicht mehr ausreicht, um den Betrag des hälftigen Grundkapitals zu decken.  

 

Der Vorstand ist gemäß § 92 Absatz 1 AktG in diesem Fall verpflichtet, eine Hauptversammlung 

einzuberufen. Der Vorstand wird im Rahmen der für den 23. August 2012 angesetzten Haupt-

versammlung über die aktuelle Situation der Gesellschaft berichten.  

 

Teilnahme an der Hauptversammlung 

 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur diejeni-

gen Aktionäre berechtigt, die sich mindestens sechs Tage vor dem Tag der Hauptversammlung, 

das heißt spätestens bis zum Donnerstag, den 16. August 2012, 24:00 Uhr, in Textform gemäß 

§ 126b BGB und in deutscher Sprache bei der Gesellschaft unter der Anschrift c/o Bankhaus 
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Gebr. Martin AG, Kirchstraße 35, 73033 Göppingen, Telefax (07161) 969317, E-Mail: 

bgross@martinbank.de zur Hauptversammlung angemeldet haben. Entscheidend für die 

Rechtzeitigkeit der Anmeldung ist deren Zugang.  

 

Die Aktionäre haben darüber hinaus ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversamm-

lung und zur Ausübung des Stimmrechts nachzuweisen. Dazu ist in Textform gemäß 

§ 126b BGB und in deutscher Sprache ein durch das depotführende Institut erstellter Nachweis 

vorzulegen. Der Nachweis hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung, 

das heißt den 2. August 2012, 0:00 Uhr, zu beziehen und muss der Gesellschaft unter der An-

schrift c/o Bankhaus Gebrüder Martin AG, Kirchstraße 35, 73033 Göppingen, Telefax: (07161) 

969317, E-Mail: bgross@martinbank.de mindestens sechs Tage vor der Versammlung, das 

heißt spätestens bis zum Donnerstag, den 16. August 2012, 24:00 Uhr, zugehen.  

 

Gemäß § 123 Absatz 3 Satz 4 AktG gilt im Verhältnis zur Gesellschaft für die Teilnahme an der 

Hauptversammlung die Ausübung des Stimmrechts nur derjenige als Aktionär, der den Nach-

weis des Anteilsbesitzes fristgerecht erbracht hat. Die Gesellschaft wird daher den Aktionären, 

die den Nachweis nicht oder nicht fristgemäß erbracht haben, die Teilnahme an der Hauptver-

sammlung und die Ausübung des Stimmrechts verweigern. Die Aktien werden nach erfolgter 

Anmeldung zur Hauptversammlung nicht gesperrt, sondern bleiben frei handelbar. Veräußerun-

gen nach dem Nachweisstichtag haben keine Auswirkungen auf die Befugnis zur Teilnahme an 

der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts. Personen, die zum Nachweisstich-

tag noch keine Aktien besitzen und erst danach Aktionär werden, sind umgekehrt nicht teilnah-

me- und stimmberechtigt.  

 

Stimmrechtsvertretung 

 

Die Aktionäre, die nicht persönlich an der Hauptversammlung teilnehmen möchten, können ihr 

Stimmrecht in der Hauptversammlung auch durch einen Bevollmächtigten, zum Beispiel die de-

potführende Bank, eine Vereinigung von Aktionären oder durch eine andere Person ihrer Wahl, 

ausüben lassen. Auch in diesem Fall ist eine rechtzeitige Anmeldung erforderlich.  

 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber 

der Gesellschaft sind schriftlich (§ 126 BGB), in Textform (§ 126b BGB), per Telefax oder E-Mail 

vorzunehmen. Der Nachweis der Bevollmächtigung muss entweder am Tag der Hauptver-

sammlung durch den Bevollmächtigten vorgewiesen werden oder durch Erklärung gegenüber 

der Gesellschaft per Post, per Telefax oder elektronisch per E-Mail an die folgende Adresse er-

folgen:  

 

elexxion AG  

Herrn Per Liljenqvist  

Vorstand 

Schützenstraße 84  

78315 Radolfzell  

mailto:bgross@martinbank.de
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Telefax: +49 (7732) 82299-77  

Email: liljenqvist@elexxion.com  

 

Die vorstehende Regelung über die Form von Vollmachten erstrecken sich nicht auf die Form 

der Erteilung, ihren Widerruf und ihren Nachweis von Vollmachten an Kreditinstitute, Aktionärs-

vereinigungen oder andere von § 135 AktG erfasste Institute oder Personen. Hier können Be-

sonderheiten gelten; die Aktionäre werden gebeten sich in einem solchen Fall mit dem zu Be-

vollmächtigenden rechtzeitig wegen einer von ihm möglicherweise geforderten Form der Voll-

macht abzustimmen.  

 

Bevollmächtigt ein Aktionär mehr als eine Person kann die Gesellschaft einen oder mehrere von 

diesen zurückweisen. 

 

Die persönliche Teilnahme des Aktionärs an der Hauptversammlung gilt automatisch als Wider-

ruf der einem Dritten zuvor erteilten Vollmacht.  

 

Aktienbestand 

 

Im Zeitpunkt der Einberufung der ordentlichen Hauptversammlung 2012 hat die elexxion AG  

insgesamt 8.179.203 Stammaktien, die alle stimmberechtigt sind, ausgegeben. 

 

Ergänzung der Tagesordnung 

 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den Zwanzigsten Teil des Grundkapitals (dies entspricht 

EUR 408.960 beziehungswese 408.960 Aktien) erreichen, können verlangen, dass Gegenstän-

de auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Das Verlangen ist an die fol-

gende Adresse 

 

elexxion AG  

Herrn Per Liljenqvist  

Vorstand 

Schützenstraße 84  

78315 Radolfzell  

Telefax: +49 (7732) 82299-77  

Email: liljenqvist@elexxion.com  

 

zu richten, und muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage vor der Versammlung, das heißt 

spätestens bis zum Sonntag, den 29. Juli 2012, 24:00 Uhr, zugehen. Jedem neuen Gegenstand 

der Tagesordnung muss eine Begründung oder Beschlussvorlage beiliegen. 

 

Gegenanträge und Wahlvorschläge 

 

Anträge von Aktionären gemäß § 126 Absatz 1 AktG gegen einen Vorschlag der Verwaltung zu 

einem oder mehreren Tagesordnungspunkt Wahlvorschläge von Aktionären gemäß § 127 AktG 

mailto:schaefer@elexxion.com
mailto:schaefer@elexxion.com
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zur Wahl des Abschlussprüfers und zur Wahl des Aufsichtsrats sind ausschließlich zu richten 

an:  

 

elexxion AG  

Herrn Per Liljenqvist  

Vorstand 

Schützenstraße 84  

78315 Radolfzell  

Telefax: +49 (7732) 82299-77  

Email: liljenqvist@elexxion.com  

 

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären, die unter vorstehender Adresse mindes-

tens 14 Tage vor dem Tag der Hauptversammlung, das heißt bis spätestens Mittwoch, den 

8. August 2012, 24:00 Uhr eingegangen sind, werden nach Maßgabe der §§ 126, 127 AktG un-

ter der Internetadresse www.elexxion.de zugänglich gemacht. Anderweitig adressierte Gegen-

anträge und Wahlvorschläge werden nicht berücksichtigt.  

 

Eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung zu den Gegenanträgen und Wahlvorschlägen wer-

den ebenfalls unter der genannten Internetadresse veröffentlicht. 

 

Auskunftsrechte der Aktionäre  

 

Gemäß § 131 Absatz 1 AktG kann jeder Aktionär und jeder Aktionärsvertreter in der Hauptver-

sammlung vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft verlangen, soweit die 

Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung eines oder mehrerer Tagesordnungspunkte erforderlich 

ist. Wir weisen darauf hin, dass der Vorstand unter den in § 131 Absatz 3 AktG genannten Vo-

raussetzungen die Auskunft verweigern darf.  

 

Einsichtnahme in Unterlagen 

 

Ab dem Tag der Veröffentlichung dieser Einberufung im elektronischen Bundesanzeiger liegen 

folgende Unterlagen in den Geschäftsräumen der elexxion AG, Schützenstraße 84, 

78315 Radolfzell, zur Einsicht der Aktionäre aus und können im Internet unter www.elexxion.de 

eingesehen werden. Auf Verlangen erhält jeder Aktionär unentgeltlich und unverzüglich eine 

Kopie dieser Unterlagen: 

 

zu Tagesordnungspunkt 1: 

 

 Jahresabschluss nebst Lagebericht der elexxion AG zum 31. Dezember 2011 

 Bericht des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2011 

 

zu Tagesordnungspunkt 5: 

 

mailto:schaefer@elexxion.com
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 Bericht des Vorstands über den Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 203 

Absatz 2 in Verbindung mit § 186 Absatz 4 Satz 2 AktG 

 

zu Tagesordnungspunkt 6: 

 

 Bericht des Vorstandes über den Ausschluss des Bezugsrechtes gemäß § 221 

Absatz 4 AktG in Verbindung mit § 186 Absatz 4 Satz 2 AktG 

 

Freiwilligkeitsvorbehalt 

 

Die Gesellschaft ist nicht börsennotiert im Sinne des § 3 Absatz 2 AktG, da die Aktien lediglich 

im Freiverkehr der Frankfurter Wertpapierbörse notiert sind. Soweit die Gesellschaft im Rahmen 

dieser Einberufung Inhalte mit aufgenommen hat, die gesetzlich nur für börsennotierte Gesell-

schaften im Sinne des Aktiengesetzes rechtlich zwingend sind, so erfolgen die entsprechenden 

Angaben freiwillig und ohne Anspruch auf Vollständigkeit und Richtigkeit. Angesichts der Größe 

der Gesellschaft und ihrer finanziellen Möglichkeiten behält es sich die Gesellschaft vor, in ih-

rem Ermessen die gesetzlichen Bestimmungen freiwillig anzuwenden, deren Einhaltung nach 

dem Aktiengesetz zwingend nur für börsennotierte Gesellschaften vorgeschrieben ist. 

 

Radolfzell, im Juli 2012 

 

 

elexxion AG 

Der Vorstand 


